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Zu dem mit obbez. Schreiben übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 

dem das Schulunterrichts gesetz geändert wird, erlaubt sich das Amt der 

Burgenländischen Landesregierung Stellung zu nehmen wie folgt: 

Zu Z 2: 

Die in Klammer gesetzten Worte "ausgenommen die gegenstandsbezogene Lernzeit" 

hätten zu entfallen. 

Auch für gegenstandsbezogene Lernzeit müssen Lehrer durch den Schulleiter 

eingeteilt werden. 

Ferner hätten die Worte "oder Erzieher" bzw. "und Erzieher" zu entfallen. 

Eine Unterscheidung zwischen Lehrer einerseits und Erzieher andererseits ist 

unstatthaft, weil der Betreuungsteil als Bestandteil einer ganztägigen Schul­

form und somit als eine schulische Einrichtung anzusehen ist und nicht etwa 

als ein Schülerheim , welches der Schule angeschlossen ist. 

Zu Z 3: 

Im § 12a Abs. 1 Z 2 lit. c ist der Satzteil "soweit diese als ganztägige Schul­

form mit verschränkter Abfolge des Unterrichts- und Betreuungsteiles geführt 
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wird" überflüssig, weil sich die gesamte Z 2 nur auf ganztägige Schulformen 

mit verschränkter Abfolge des Unterrichts- und Betreuungteils bezieht. 

Der Abs. 2 wäre dahin abzuändern, daß die Abmeldung vom Betreuungsteil 
jederzeit erfolgen kann. Da sich die Einrichtung dieser Schulformen nach den 
Bedürfnissen der Schüler bzw. der Eltern und Erziehungsberechtigten richtet, 
ist nicht einzusehen, warum eine jederzeitige Abmeldung nicht möglich- sein 

sollte, wenn der Bedarf wegfällt. 

Der letzte Satz des Abs. 2 erübrigt sich, da es sich von selbst ergibt, daß 

dann, wenn die gesamte Schule als ganztägige Schulform geführt wird, die 

Abmeldung von der ganztägigen Schulform auch die Abmeldung von der 

Schule bedeutet. Der letzte Satz hätte aber auch deshalb zu entfallen, weil 

die Abmeldung von einer Schule nach § 33 Abs. 2 Schulunterrichtsgesetz 

jederzeit erfolgen kann, während sie hier an die Voraussetzungen und Be­

schränkungen des ersten und zweiten Satzes dieses Absatzes geknüpft wäre. 

Der Umstand, daß eine jederzeitige Abmeldung von einer Schule möglich ist, 

während für die Abmeldung von einer Sonderform Beschränkungen und Be­

dingungen eingeführt werden, zeigt, daß mit zweierlei Maß gemessen wird. 

Dies umsomehr, als auch in den Erläuterungen keine Gründe für diese er­

schwerenden Bestimmungen angeführt werden. 

Auf Se�te 2 unten der Erläuterungen sind die Worte "oder ganztägige Schul­

formen mit getrennter Abfolge des Unterrichts- und Betreuungsteiles" wider­

sprüchlich und sollten daher entfallen. 

Im übrigen versteht es sich von selbst, daß das Netz von öffentlichen Pflicht­

schulen durch die Umwandlung von Schulen zu Sonderformen mit ganztägigem 

Unterricht nicht weitmaschiger werden darf, sodaß Schüler, die nicht die 

Sonderform besuchen wollen, einen weiteren Schulweg in Kauf nehmen müssen. 

Zu Z 5: 

Der dem § 43 Abs. 1 angefügte Satz wäre folgendermaßen zu ändern: 

"Schüler, die zur ganztägigen Schulform mit verschränkter Abfolge des 

Unterrichts- und Betreuungsteiles angemeldet sind, haben auch den Be­

treuungsteil regelmäßig und pünktlich zu besuchen. " 
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Diese Änderung ist deshalb erforderlich, da ansonsten eine unnötige Ver­

schärfung gegenüber dem derzeitigen Schulversuch "Tagesheimschule" ein­

tritt. Es muß weiterhin den Schülern überlassen bleiben, ob sie den Be­

treuungsteil in einer Schulform mit getrennter Abfolge des Unterrichts- und 

Betreuungsteiles besuchen�_E>z�_. �"�e!!-"�:Eltern und Erziehungsberechtigten, ob 

sie das Schulkind nach dem Ende des Unterrichtsteiles nach Hause nehmen. 

Hier bei der Überführung in das Regelschulwesen einen Zwang zum Besuch 

des angemeldeten Betreuungsteiles einzuführen, entbehrt jeder sachlichen 

Grundlage. Der Vergleich mit Freigegenständen und unverbindlichen Übungen, 

wie er in den Erläuterungen erfolgt, hinkt insofern, als es sich bei einem 

Betreuungsteil nicht um zusätzliche Unterrichtsstunden handelt, sondern um 

eine Maßnahme zur Entlastung der Eltern und Erziehungsberechtigten in der 

unterrichtsfreien Zeit bzw. aus der Sicht der Schüler um die Möglichkeit 

handelt, sich auch nach dem Ende des Unterrichtsteiles in der Schule aufzu­

halten. Mit Recht wird in den Erläuterungen darauf hingewiesen, daß der 

Betreuungsteil nicht mit der Erfüllung der Schulpflicht zusammenhängt. 

Die Aufrechterhaltung der Verpflichtung zum regelmäßigen Besuch des Be­

treuungsteiles bei der verschränkten Abfolge des Unterrichts- und Betreu­

ungsteiles ist nur dadurch gerechtfertigt, daß es sich dort aus organisa­

torischen Gründen wohl nicht anders machen läßt. 

Zu Z 6: 

Auf Grund der obigen Ausführungen wäre auch der Abs. 7 des § 45 dahin zu 

ändern, daß der einleitende Satz lautet: 

" (7) Das Fernbleiben vom Betreuungsteil an ganztägigen Schulformen mit 

verschränkter Abfolge des Unterrichts- und Betreuungsteiles ist nur zu­

lässig:" . 

Zu Z 7, 9 und 11: 

Diese Bestimmungen hätten zu entfallen, da - wie bereits oben ausgeführt 

eine Unterscheidung zwischen Lehrern und Erziehern nicht statthaft ist. 

Zu Z 10: 

Hier hätten aus dem vorgenannten Grund die Worte "oder Erzieher" zu ent­

fallen. 
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Zu Z 12 bis 19: 

In § 63a Abs. 2 hätte die lit. i zu entfallen. 

Für die in § 63a genannten Pflichtschulen-werden die--E-röffnungs- _. und . 

Teilungszahlen durch die Ausführungsbestimmungen der Länder zur grund­

satzgesetzlichen Bestimmung des § 8 c Schulorganisationsgesetz festgelegt, 

was auch für Abweichungen aus Gründen der Schulautonomie nach Maßgabe 

des § 8 c Abs. 6 in der Fassung des Entwurfs einer 14. Schulorganisations­

gesetz-Novelle gelten würde. Die Ziffer i erweist sich somit im Hinblick auf 

Artikel 14 Abs. 3 lit. b B-VG, wonach die Erlassung von Ausführungsbe­

stimmungen und die Vollziehung in Angelegenheiten der äußeren Organisation 

der öffentlichen Pflichtschulen Landessache ist, als verfassungswidrig. 

Gleiches gilt für die lit. k in § 64 Abs. 2 hinsichtlich der Polytechnischen 

Lehrgänge, der Sonderschulen und der Berufsschulen. 

Zu Z 21: 

Hier muß es richtig lauten: ". . . . .. . .  verbindliche und unverbindliche 

Übungen . . . . . . . .  ". Die Worte "verbindliche und" sind durch die Novelle 

BGB1. Nr. 455/1992 in den § 70 Abs. 1 lit. c eingefügt worden. 

Beigefügt wird, daß u. e. 2,5 Mehrausfertigungen dieser Stellungnahme dem 

Präsidium des Nationalrates zugeleitet werden. 

F. d. R. d. A. 

� /W'" 
v'V' 

Für die Landesregierung: 

Im Auftrag des Landesamtsdirektors : 

Dr. Rauchbauer eh. 

(Leiter des Verfassungsdienstes) 
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Zl. u. Betr. w. v. Eisenstadt, am 28. 1. 1993 

1. /Dem Präsidium des Nationalrates, Dr. Karl Renner-Ring 3, 

\.,/ �017 Wien, 25-fach, 

2. Allen Ämtern der Landesregierungen (z. H. der Herren Landes­

amtsdirektoren) , 

3. Der Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der NÖ. 

Landesregierung, Schenkenstraße 4, 1014 Wien, 

zur gefälligen Kenntnis. 

F. d. R. d. A. 

(d�� 
V 

Für die Landesregierung: 

Im Auftrag des Landesamtsdirektors : 

Dr. Rauchbauer eh. 

(Leiter des Verfassungsdienstes) 
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